
Nr. 1082 März 2024

newsletter Netzwerk Sicherheit 1Sicherheit

Nr. 1.082 Berlin und Bonn                             11. März 2024                       	 	 ISSN 1867-2000

newsletter
Netzwerk Sicherheit

Über
Digitales
reden 

Der Podcast des

Jeden Dienstag neu
Behördenwissen zum Reinhören
▪ Aktuelles zum Öffentlichen Dienst
▪ Interviews mit Studiogästen
▪ Kommentar zur Lage des Öffentlichen Dienstes
▪ Relevante und fundierte Hintergrundanalysen

 behoerden-spiegel.de/podcast

Cannabis im Dienst
„Wer am Vorabend eine Tüte zieht, ist am 
nächsten Tag fit für den Dienst“, lässt sich 
ein Berliner Politiker der Grünen zitieren 
und meint allen Ernstes den Polizeidienst. 
Dieser fahrlässige Unfug kann rasch den Job 
bei der Polizei kosten. Denn niemand kann 
verlässlich sagen, in welcher Geschwindig-
keit sich Wirkstoffe abbauen, deshalb ist 
große Vorsicht angebracht. 
Wer im Dienst bekifft angetroffen wird, hat 
ein Problem, wer mit dem Fahrzeug unter-
wegs war, hat ein noch größeres. Und wer 
von der Schusswaffe Gebrauch gemacht 
und möglicherweise einen Menschen ver-
letzt oder getötet hat, obwohl er noch unter 
Einfluss von Cannabis stand, wird sich sein 
ganzes Leben lang Vorwürfe machen. 
Dass Kiffen im Dienst genauso verboten ist 
wie Alkohol, ist klar. Aber sonst ist nichts 
klar. Die Politik ist auf Tauchstation. We-
der für das Führen von Dienstfahrzeugen, 
noch für die Tauglichkeit eine Schusswaffe 
zu führen, gibt es verlässliche Regelungen. 
Auf der Strecke bleibt die Fürsorge für die 
Beschäftigten. Ihnen versprechen verant-
wortungslose Politiker das Blaue vom Him-
mel herunter, sie werden nicht müde, über 
die angebliche Harmlosigkeit von Cannabis 
zu fabulieren. Das ist leicht, wenn man in ei-
nem Parlament sitzt, wo die Verantwortung 
für das eigene Handeln überschaubar ist. 
  
Heiko Teggatz
Stellvertretender Bundesvorsitzender
Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG)
�

Foto: BS/DPolG

Teggatz meint Historische Tiefstände bei Verkehrstoten
(BS) Im vergangenen Jahr sind in Deutsch-

land nach vorläufigen Ergebnissen des Sta-
tistischen Bundesamts 2.830 Menschen bei 
Verkehrsunfällen ums Leben gekommen. 
Dies sind 42 mehr als im Vorjahr, was einem 
Anstieg von 1,5 Prozent entspricht. Entge-
gen dem bundesweiten Trend ist die Zahl 
der Vekehrsunfalltoten in Brandenburg, 
Bayern und Rheinland-Pfalz 2023 gesun-
ken.

Vision Zero gesetzlich verankert
In Brandenburg sind 2023 mit 108 Men-

schen so wenige Personen bei Verkehrsun-
fällen ums Leben gekommen wie noch nie. 
2022 waren noch 112 Opfer zu beklagen. 
Dennoch stieg die Zahl der Verkehrsunfälle 
und der dabei leicht Verletzten. So wurden 
2023 mit 74.037 Verkehrsunfällen 3,5 Pro-
zent mehr als im Vorjahr gezählt. Dabei 
kam es zu 10.923 Verletzten, was wiederum 
einem Plus von 3,3 Prozent entspricht.

Innenminister Michael Stübgen (CDU) 
freute sich über die „gute Nachricht“ der 
Abnahme der Unfalltoten. Er mahnte aber 
auch, dass es die Aufgabe und Verpflichtung 
aller sei, „die Verkehrssicherheit zu erhö-
hen. Und nicht zu senken, wie es bei der ge-
planten Legalisierung von Cannabis durch 

die Bundesregierung zu befürchten ist. Die 
Ampel-Pläne stellen nicht nur die Polizei 
vor große Herausforderungen. Sie sind auch 
eine Gefahr für die Verkehrssicherheit in 
Deutschland.“

Verkehrsminister Rainer Genilke kündigte 
an, man wolle weiterhin in Infrastruktur-
projekte, in die Unterstützung und Vernet-
zung der Akteure und in die Landeskampag-
ne „Lieber sicher. Lieber leben.“ investieren. 
Mit dem Brandenburgischen Mobilitätsge-
setz habe man als erstes Flächenland in 
Deutschland die Verkehrssicherheit und die 
Vision Zero gesetzlich verankert. 
Fortsetzung auf Seite 2

Die Vision Zero hat sich zum Ziel gesetzt, 
Personenschäden zu minimieren.

Foto: BS/Aleš Kartal, pixabay.com
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Auf dem 27. Europäischen Polizeikon-
gress in Berlin am 16. und 17. April 
behandelt am zweiten Veranstal-
tungstag ein Fachforum das The-
ma „Europa auf dem Weg zur Visi-

on Zero: Best practices zur Optimierung
der Verkehrsüberwachung“. Zur Anmel-
dung zum Polizeikongress geht es hier.

Fortsetzung von Seite 1

„Verkehrssicherheit ist eine Herzensange-
legenheit, deshalb ist mir eine Sache ganz 
wichtig: Die Unfallzahlen zeigen erneut, 
dass das größte Potential für mehr Sicher-
heit bei jedem und jeder Einzelnen liegt“, 
betonte Genilke.

„Ein zu geringer Sicherheitsabstand und 
nicht angepasste bzw. überhöhte Geschwin-
digkeit bleiben die Hauptunfallursachen. 
Wir als Polizei werden auch weiterhin mit 
verschiedenen Maßnahmen unseren Bei-
trag für mehr Sicherheit auf Brandenburgs 
Straßen leisten, aber jeder Verkehrsteilneh-
mer kann auch selbst mit seinem Verhalten 
dazu beitragen“, appellierte auch Polizei-
präsident Oliver Stepien an die Eigenver-
antwortlichkeit aller Verkehrsteilnehmer.

Verkehrssicherheitsprogramm 2030
Ebenfalls weniger Vekehrsunfalltote bei 

ansteigender Zahl von Verkehrsunfällen 
und Verletzten vermeldete das Bayerische 
Innenministerium. Bei insgesamt 388.817 
Verkehrsunfällen (was einem Anstieg von 
3,5 Prozent entspricht) stieg die Zahl der 
bei Verkehrsunfällen Verletzten im vergan-
genen Jahr auf 62.359 (plus 0,9 Prozent). 
Dabei kamen aber mit 499 Personen, 20 
Menschen weniger ums Leben als im Vor-
jahr. Die beiden Corona-Jahre 2020 und 
2021 ausgenommen, sei dies der niedrigste 
Stand seit Beginn der Unfallaufzeichnun-
gen, so Innenminister Joachim Herrmann 
(CSU). „Der langfristige Trend zu weniger 
schweren Unfallfolgen ist zwar positiv. 499 
Unfalltote und rund 62.000 Verletzte auf 
Bayerns Straßen sind aber immer noch viel 
zu viele“, mahnte der Staatsminister.

Auch Herrmann appellierte an alle Ver-
kehrsteilnehmer: „Wenn sich alle immer 
an die Verkehrsregeln halten und gegen-
seitig Rücksicht nehmen würden, hätten 
wir erheblich weniger Unfallopfer zu be-
klagen.“ So wolle das Bayerische Verkehrs-
sicherheitsprogramm 2030 „Bayern mobil 
– sicher ans Ziel“ vor allem aufklären, aber 
auch polizeiliche Kontrollmaßnahmen an-
wenden. Zusätzlich sollen Gefahrenstellen 
baulich entschärft werden. „Einen beson-
deren Schwerpunkt setzen wir bei der Rad-
verkehrssicherheit“, fügte Herrmann hinzu.

Radfahrer sind als schwächere Verkehrs-
teilnehmer besonders deutlich von schwe-
ren Unfallfolgen betroffen. 2023 ist die 
Zahl der getöteten Radfahrer von 84 auf 
85 leicht angestiegen, was dem höchsten 
Stand seit 2009 (97) entspricht. Jeder sechs-
te Verkehrstote in Bayern ist 2023 somit 
ein Radfahrer gewesen. „Mit dem Bayeri-
schen Radgesetz, das am 1. August 2023 in 
Kraft getreten ist, sollen gemeinsam mit den 
Kommunen 1.500 Kilometer neue Radwege 
bis 2030 entstehen“, verspricht Herrmann 
mehr Schutz.

„Dem Ziel der Vision Zero verschrieben“
Auch in Rheinland-Pfalz ist die Zahl der 

Verkehrstoten und Schwerverletzten rück-
läufig. Die Zahl der Vekehrsunfalltoten sank 
von 139 auf 134, die der Schwerverletz-
ten von 2.804 im Jahr 2022 auf letztjäh-
rig 2.594 (minus 7,5 Prozent). Aber auch 
in Rheinland-Pfalz stieg die Zahl der Ver-
kehrsunfälle von 17.593 auf 17.858 (plus 
1,5 Prozent). Daher betonte Innenminister 
Michael Ebling (SPD): „Jeder Unfall ist einer 
zu viel. Vor allem, wenn Menschen zu Scha-
den kommen. Deshalb lassen wir bei Maß-
nahmen zur Verkehrssicherheit nicht nach. 
Wir haben uns dem Ziel der Vision Zero ver-
schrieben. Bis 2050 soll kein Mensch mehr 
im Straßenverkehr sein Leben verlieren.“

Bei den Fahrrad- und Pedelec-Unfällen so-
wie Verkehrsunfällen unter Beteiligung  von 

Seniorinnen und Senioren zeigt der Trend 
im Jahr 2023 nach unten. Jedoch verstarben 
2023 mit 50 Seniorinnen und Senioren 10 
mehr als im Vorjahr. Bei den Fahrrad- und 
Pedelec-Unfällen stieg die Zahl der Toten 
von 13 auf 19, weshalb diese Gruppe laut 
Ebling in der polizeilichen Verkehrssicher-
heitsarbeit weiter im Fokus stehe.  Unange-
passte Geschwindigkeit und unzureichen-
der Sicherheitsabstand sind neben dem 
Einfluss von Alkohol und Drogen weiterhin 
die Hauptunfallursachen.

Besonders betroffen machte den Minis-
ter, dass 2023 wieder drei Kinder im Stra-
ßenverkhr ihr Leben verloren: „Jedes durch 
einen Verkehrsunfall getötete Kind über-
schattet eine statistische Auswertung und 
macht betroffen.“ Bei 1.397 Verkehrsun-
fällen mit Kindern liegt die Zahl hier etwa 
auf Vorjahresniveau (1.391). „Wir werden 
auf keinen Fall nachlassen, wenn es um 
die Verkehrssicherheit der Kinder geht“, so 
Stübgen. 

Innenminister Michael Ebling und der Inspekteur der Polizei Rheinland-Pfalz, Friedel Dur-
ben, konnten weniger Verkehrstote in Rheinland-Pfalz verkünden. 

Bild: BS/MdI RLP

https://www.europaeischer-polizeikongress.de/anmeldung/
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(BS) In den letzten beiden Wochen hat der 
Linksextremismus mediale Aufmerksam-
keit erhalten. Ende Februar wurde die ehe-
malige RAF‑Terroristin Daniela Klette fest-
genommen. In der Folge fanden mehrere 
Durchsuchungen im Rahmen der Fahndung 
nach Ernst-Volker Staub und Burkhard Gar-
weg statt. In der vergangenen Woche folgte 
dann der Anschlag auf die Stromversorgung 
des Tesla-Werks in Grünheide.

Fahndung nach RAF-Terroristen
Nachdem sich in den Monaten zuvor na-

hezu die gesamte Berichterstattung auf die 
Bedrohung vom rechten Rand konzentriert 
hatte, steht nun der Terror von Links im 
Schlaglicht. Nach Daniela Klette fahndeten 
die Sicherheitsbehörden wegen einer Über-
fallserie und versuchten Mordes zwischen 
1999 und 2016 bereits seit 2015. Die ent-
scheidenden Informationen lieferten das 
Landeskriminalamtes Niedersachsen und 
die Staatsanwaltschaft Verden. 

Niedersachsens Innenministerin Daniela 
Behrens (SPD) sagte am Tag der Festnah-
me: „Die heutige Festnahme ist ein starkes 
Zeichen des Rechtsstaates: Wir vergessen 
nicht!“ Diese klare Aussage hörte man zu-
letzt selten in Richtung des äußeren linken 
Randes. Im Fokus standen neben Reichs-
bürgern und der Identitären Bewegung 
vor allem die Radikalisierung der AfD. Auf 
das vermeintlich geheime Treffen einiger 
ihrer Mitglieder – sowie Mitgliedern der 
CDU – mit finanzstarken Unternehmern und 
Rechtsradikalen führte zu Protesten von 
Millionen von Menschen gegen „Rechts“.

Doch geriet dabei der Linksextremismus 
aus dem Blick? Die politisch motivierten 
Attentate der RAF sind Geschichte, sie löste 
sich im März 1998 offiziell auf. Der Zeit-
raum, auf den sich die laufende Fahndung 
des Landeskriminalamts Niedersachsen be-
zieht, liegt somit nach deren Auflösung und 
bezieht sich damit nicht auf terroristische 
Aktivitäten der RAF. Bei der Durchsuchung 
Klettes Wohnung waren aber immerhin 
eine Kalaschnikow, eine Maschinenpistole, 
eine Kurzwaffe samt Munition, Sprengmit-
tel sowie eine Panzerfaustgranate gefun-

den worden – Waffen, bei denen es sich, laut 
eines Sprechers der Staatsanwaltschaft Ver-
den, um "schwere Kriegswaffen" handelt. 

Brandanschlag in Grünheide
Der Anschlag in Grünheide, zu dem sich die 

linksextremistische Vulkangruppe bekann-
te, zeigt, dass terroristische Anschläge von 
links keineswegs der Vergangenheit ange-
hören. Im Bekennerschreiben wird Daniela 
Klette namentlich erwähnt und zu einer De-
monstration „in Solidarität mit den Gefan-
genen und Untergetauchten“ aufgerufen. 
Thüringens Verfassungsschutzpräsident 
Stephan Kramer sagte gegenüber dem Re-
daktionsnetzwerk Deutschland (RND): Die 
linksextremistische Szene setze ihre eige-
ne Radikalisierung weiter fort. Die Hemm-
schwelle Gewalt einzusetzen, sinke immer 
mehr – vielen diene die RAF als Vorbild. Eine 
besondere Gefahr stelle die Entgrenzung in 
die Klimaschutzbewegung und in die Mitte 
der Gesellschaft dar.

Der Brandenburgische Verfassungs-
schutzbericht 2022 konstatierte: „Im Ge-
gensatz zu Autonomen versuchen Post-
autonome durch langfristig angestrebte 
Kampagnen die gesellschaftliche Isolation 
von Linksextremisten zu durchbrechen und 
breit angelegte gesellschaftliche Protestbe-
wegungen von innen heraus zu radikalisie-
ren.“ Unter dem Pseudonym „Vulkangrup-
pen“ hätten Linksextremisten in den letzten 
Jahren mehrfach Brandanschläge auf das 
Streckennetz der Deutschen Bahn im Raum 
Berlin verübt. Diese seien im Bekenner-
schreiben „in den Begründungszusammen-
hang „Umweltschutz“, „Antikapitalismus“, 
„Antimilitarismus“ und „Antirepression“ 
gehoben“ worden.

Von dem Brandanschlag und dem Strom-
ausfall war nicht nur die Produktion bei 
Tesla betroffen, wo hierdurch mehrere hun-
dert Millionen Euro Schaden entstanden 
sind. Auch mehrere tausend Haushalte, ein 
Logistikzentrum einens Einzelhändlers so-
wie Arztpraxen und Krankenhäuser waren 
ohne Strom. Die Versorgung der Anwohner 
ist durch den Angriff auf die Kritische Infra-
struktur gefährdet.

Der brandenburgische Innenminister Mi-
chael Stübgen (CDU) führte gegenüber dem 
Deutschlandfunk aus, die Vulkangruppe ha-
be sich darauf spezialisiert Energie-Infra-
struktur anzugreifen und agiere von Berlin 
aus gegen die Tesla-Fabrik sowie auch bun-
desweit. Er fordert daher, „dass der Gene-
ralbundesanwalt die Ermittlungen an sich 
zieht.“ In Brandenburg gebe es viele neu-
ralgische Infrastrukturpunkte, „die wenig 
bis gar nicht geschützt sind, und hier ist es 
wichtig, dass wir sehr schnell analysieren, 
wo sind diese Punkte und wie kann man 
sie besser schützen, denn solche Anschläge 
werden nicht auf Tesla beschränkt bleiben.“ 
Stübgen stellte klar, dass die Polizei nicht 
auch noch Strommasten durchgängig über-
wachen könne. Vielmehr seien die Energie- 
und Netzbetreiber in der Pflicht.

Form von Terrorismus
Brandenburgs Ministerpräsident Diet-

mar Woidke (SPD) bezeichnete Anschläge 
auf die Kritische Infrastruktur als Form von 
Terrorismus. Auch Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser (SPD) warnte in der Rheini-
schen Post vor der linksextremistischen Ge-
fahr. Der Anschlag zeuge von einer enormen 
kriminellen Energie und sei "durch nichts zu 
rechtfertigen". Sie beobachte eine zuneh-
mende Radikalisierung, aber auch ein steti-
ges Anwachsen des Personenpotenzials der 
gewaltbereiten Autonomen.

Die Polarisierung nimmt offensichtlich zu, 
beide extremen Ränder verzeichnen einen 
gestiegenen Zulauf und vermitteln durch ihr 
Auftreten ein gestiegenes Selbstbewusst-
sein. Daniela Behrens‘ Worte im Zusam-
menhang der Festnahme von Daniela Klette 
erhalten vor dem Hintergrund des Anschla-
ges in Grünheide eine neue Aktualität: „Die 
Zusammenarbeit zwischen den Polizeien 
der Länder und des Bundes, der Justiz sowie 
nichtpolizeilichen Netzwerkpartnerinnen 
und -partnern aber auch der Öffentlichkeit, 
ist unerlässlich, um kriminelle Aktivitäten 
zu bekämpfen und die Rechtsstaatlichkeit 
aufrechtzuerhalten.“ Dies gilt für beide Ext-
reme des politischen Lagers.

Linksextremismus gerät in den Fokus
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(BS) In einer Welt, in der Digitalisierung 
und schneller Wandel den Alltag bestim-
men, erkennt das Polizeipräsidium Offen-
burg die entscheidende Rolle von Acht-
samkeit und emotionaler Intelligenz. Durch 
deren gezielte Förderung verbessern wir 
nicht nur das Wohlbefinden unserer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern 
steigern auch die Leistungsfähigkeit unse-
rer Organisation.

Achtsamkeit kann das Leben erleichtern
Die heutigen Herausforderungen in unse-

rer Arbeitswelt erfordern von jedem Einzel-
nen innere Stabilität und mentale Stärke. 
Unser im Jahr 2020 eingeführtes Programm 
Erleichtere Dein Leben durch Achtsamkeit 
ist ein Zeugnis unserer Anstrengungen, die-
sen Bedürfnissen gerecht zu werden. Durch 
die Integration von emotionaler Intelligenz 
und einem MBSR-Lehrgang (Mindfulness-
Based Stress Reduction) konnten wir beein-
druckende Erfolge erzielen: Eine signifikante 
Steigerung des Mitarbeiterwohlbefindens, 
der Kreativität und eine spürbare Reduk-
tion von Stress sind nur einige der positiven 
Rückmeldungen unserer Teilnehmenden.

Inspiriert vom "Search Inside Yourself-Pro-
gramm" von Google, haben wir ein maßge-
schneidertes Achtsamkeitsprogramm ent-
wickelt. Es wird von intern ausgebildeten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geleitet 
und umfasst zweitägige Achtsamkeitssemi-
nare in Klöstern, Meditationsminuten zu 
Beginn von Besprechungen, einen persön-
lichen Rückzugsraum, die Einführung eines 
Dankbarkeitstagebuchs sowie ein breites 
Angebot an Meditationen und Entspan-
nungstechniken. Unser neuestes achtwö-

chiges MBSR-Seminar vertieft die Fähigkeit, 
emotionale Reaktionen bewusst zu steu-
ern.

Behörden können profitieren
Die positiven Effekte unseres Programms 

auf Achtsamkeit, Stressbewältigung, Resi-
lienz und Führungskompetenz sind nicht 
nur spürbar, sondern auch durch Daten be-
legt. Diese Erfolge zeigen, dass Achtsam-
keit in der heutigen komplexen Welt eine 
Schlüsselkompetenz ist, von der auch staat-
liche und kommunale Behörden profitieren 
können.

Die Vision, die der Gründer des Programms 
– der ehemalige Polizeipräsident Reinhard 
Renter – verfolgt hat, ist eindeutig und zu-
kunftsweisend: Achtsamkeit sollte ein 
ständiger Begleiter jeder Behörde sein und 
ein zentraler Bestandteil einer lebendigen 
Wertekultur werden. Unsere Erfahrungen 

am Polizeipräsidium Offenburg bestätigen, 
dass Achtsamkeit nicht nur das Wohlerge-
hen Einzelner fördert, sondern auch die Ge-
meinschaft stärkt und die organisatorische 
Leistungsfähigkeit erhöht.

PP Offenburg setzt auf Achtsamkeit und Emotionale Intelligenz

Umfrage zur Arbeitsbelastung bei Sicherheitsbehörden
(BS) Auch in diesem Jahr führt der Behör-

den Spiegel mit Unterstützung von PwC eine 
Umfrage durch, deren Ergebnisse auf dem 
Europäischen Polizeikongress der Öffent-
lichkeit präsentiert werden. Die Umfrage 
ermittelt die Stress- und Arbeitsbelastung 
bei Polizei und anderen Sicherheitsbehör-

den. Es werden Auwirkungen und Möglich-
keiten der Entspannung untersucht.

Die Antworten werden ohne Absender-
adresse vom Auswertungsteam bearbeitet, 
wodurch Anonymität gewährleistet wird. 
Der Fragebogen wird auf einer eigens vom 
Behördern Spiegel eingerichteten Home-

page zur Bearbeitung zur Verfügung ge-
stellt. Die Ergebnisse werden an dieser Stel-
le veröffentlicht.

Beantworten Sie die Fragen hier.

Die Bearbeitungszeit beträgt 15 Minuten.

Achtsamkeitsseminare führen zu mehr Wohlbefinden und Kreativität, 
größere Zufriedenheit, mehr Focus und weniger Stress

Mein allgemeiner
Grad an Freude & 

Zufriedenheit

4 Wochen nach dem Seminar

Mein persönlich
empfundener
Grad an Sinn 

und Zufriedenheit

- 10,7 %
Meine Fähigkeiten

mich während
meines Arbeitstages

auf eine Sache zu 
konzentrieren

Mein Grad an mentaler
Klarheit und Kreativität

für die Entwicklung
von neuen Ideen und

Lösungen

Ich empfinde
Überforderung

und Stress 
während meines 

Arbeitstages

Mein persönlicher Grad 
an Engagement

in Besprechungen,
Projekten und 

Zusammenarbeit

Basierend auf Umfragedaten von 220 Teilnehmern (2022-2023)

Die Qualität 
meiner

beruflichen 
Beziehungen 

Meine Fähigkeit zu 
kommunizieren
und schwierige 

Konversation
zu meistern  

Die Fähigkeit 
zusammen- 
zuarbeiten

und andere 
zu bewegen

+11 %

+13,6 %

+5,4 %

+ 13,6 % + 13,5 %

+ 3,9 %

+ 7 %

+ 9,1 %

Die oben dargestellte Grafik visualisiert die zentralen Ergebnisse der Evaluationsstudie.
Grafik: BS/ PP Offenburg/Reinhard Renter

Reinhard Renter prägte als Poli-
zeipräsident durch die Einführung 
eines Achtsamkeitsprogramms 
das Polizeipräsidium Offenburg 
nachhaltig. Auf dem 27. Europäi-

schen Polizeikongress in Berlin wird er 
das Fachforum „Entdecken Sie die trans-
formative Kraft von Achtsamkeit in der 
Polizeiorganisation“ leiten und führen-
den Experten aus Unternehmen wie 
Daimler AG, VODAFONE und ALLIANZ 
innovative Achtsamkeitskonzepte prä-
sentieren. Zur Anmeldung zum Polizei-
kongress geht es hier.

https://www.europaeischer-polizeikongress.de/umfrage-2024/
https://www.europaeischer-polizeikongress.de/anmeldung/
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Im Kampf gegen die steigende Gefahr durch Cyberkriminalität geht das Innenministerium 
NRW mit den Interventionsteams „Digitale Tatorte“ neue Wege.

Foto: BS/Cliff Hang, pixabay.com

(BS) Kriminalität findet nicht nur im rea-
len Leben statt, auch in der virtuellen Welt 
steigt die Gefahr Opfer krimineller Über-
griffe zu werden Als Reaktion richten die 
Polizeipräsidien Bielefeld, Dortmund, Düs-
seldorf, Essen, Köln und Münster nun Krimi-
nalinspektionen (KI) zur Bekämpfung von 
Cybercrime ein. Zur Beweisaufnahme und 
Spurensicherung an „digitalen Tatorten“ 
werden zudem sogenannte Interventions-
teams eingesetzt, die zum Beispiel bei Ha-
ckerangriffen frühzeitig eingreifen sollen, 
um Schlimmeres zu verhindern.

Nordrhein-Westfalens Innenminister 
Herbert Reul (CDU) gab sich resolut: „Wir 
müssen mit der Dynamik im digitalen Raum 
Schritt halten und unsere Sicherheitsbehör-
den zeitgemäß aufstellen. Die Kriminalins-
pektionen sind die neue Heimat unserer Cy-
ber-Cops und unsere Antwort auf steigende 
Kriminalität im Internet.“ In der digitalen 
Welt müsse die Polizei genauso für Sicher-
heit sorgen, wie auf der Straße.

Neue Spezialkräfte 
Die Cybercrime-Inspektionen vereinen die 

neu geschaffenen Interventionsteams „Di-
gitale Tatorte“ mit den bisherigen Kommis-
sariaten zur Bekämpfung von Cybercrime, 
die IT-Ermittlungsunterstützung/-Forensik 
und die Telekommunikationsüberwachung. 
Die sechs Polizeipräsidien sollen zusätz-
lich elf Plan-/Stellen für IT-Spezialistinnen 
und -Spezialisten erhalten. Zuvor wurde im 

Kampf gegen Internet-Kriminalität bereits 
zusätzliche Spezialistinnen und Spezialisten 
zur Forschung an Künstlicher Intelligenz im 
Cybercrime-Kompetenzzentrum (CCC) des 
Landeskriminalamtes Nordrhein-Westfa-
len (LKA NRW) angestellt. Parallel werden 
an der Hochschule Niederrhein Polizistin-
nen und Polizisten im Studiengang „Cyber-
kriminalistik“ zu Cyberspezialistinnen und 
-spezialisten ausgebildet.

Die Polizeiliche Kriminalstatistik führt 
einen Anstieg von Cybercrime um 21,1 Pro-
zent auf 95.841 Fälle im Jahr 2022 auf. Dabei 
liegt die Aufklärungsquote bei 49,3 Prozent. 
Mit 60.577 Straftaten entfiel der Großteil 
davon auf Betrugsdelikte. Als Katalysator 
wirkten dabei der russische Angriffskrieg 
gegen die Ukraine sowie die Corona-Pan-
demie und die mit ihr einhergehende Be-
schleunigung der Digitalisierung. 

NRW richtet Cybercrime-Kriminalinspektionen ein
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Mehr unter: www.neuestadt.org

20.3.2024, 10.30 – 13.45 Uhr

Zukunft – Stadt und Region
Die neue Veranstaltungsplattform 
des Behörden Spiegel

E-Mobility & Ladeinfrastruktur   
Vorfahrt für E-Fahrzeuge?

http://pixabay.com
https://www.behoerden-spiegel.de/
https://neuestadt.org/programm/
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10.–11. SEPTEMBER 2024
Lernen in und aus der Dauerlage

(BS) Der hessische Innenminister Roman 
Poseck will die Sicherheit in Innenstädten 
steigern. „Innenstädte sind ein wichtiger 
Lebensnerv. Sie sind Mittelpunkte, Identifi-
kationsorte und Aushängeschilder. Im Inte-
resse der Menschen setzen wir hier auf ein 
möglichst hohes Maß an Sicherheit. Innen-
städte entwickeln leider auch immer wie-
der Tatgelegenheiten, die Menschen ver-
unsichern. Darauf werden wir Antworten 
geben“, gab sich Poseck kämpferisch. Man 
wolle mit konkreten polizeilichen Maßnah-
men das subjektive Sicherheitsgefühl der 
Menschen im Land steigern. Er betonte, 
dass es sich dabei um ein langfristiges Pro-
gramm handele, das perspektivisch weiter 
ausgebaut werden solle.

Mehr Kontrollen
So soll der Kontrolldruck auf Wettbüros, 

Shisha-Bars, Spielhallen und Szenelokale 
erhöht und Razzien in Schwerpunktgebie-
ten, wie dem Bahnhofsviertel, durchge-
führt werden. „Im deutschlandweiten Ver-
gleich ist Hessen ein sicheres Bundesland. 
Die hessische Landesregierung wird alles 
dafür tun, dass dies auch so bleibt“, sagte 
Poseck. Dies solle auch zukünftig so bleiben. 
Dazu müssten Prävention und Repression 
einander ergänzen, was polizeiliche Maß-
nahmen ebenso betreffe wie beispielswei-
se städtebauliche Maßnahmen. Waffen-
verbotszonen und Videoüberwachungen 
seien ebenso Mittel zur Steigerung des Si-

Hessen startet „Innenstadtoffensive gegen Kriminalität“

(BS) Eine neue App ermöglicht dem Ord-
nungsdienst in Bremen die mobile Daten-
erfassung und das schnellere Bezahlen von 
Strafzetteln. Mit der Applikation pmOWI 
können die mobilen Teams seit Jahres-
beginn Daten schnell und sicher erfassen 
und an gesicherte Server übermitteln. Zu-
dem kann über die App elektronisch ge-
zahlt werden, was die Außendienstkräfte 
und Bußgeldstellen entlastet. Eine weitere 
praktische Funktion stellt die enthaltene 
Statistik- und Auswertungsfunktion dar.

Auch die Bürgerinnen und Bürger profi-
tieren: Noch in der ersten Jahreshälfte soll 
eine mobile Druckfunktion ermöglichen, 
dass Betroffenen der Verwarnungsbeleg 
sofort ausgehändigt werden kann. Mit Hilfe 
eines QR-Codes können sie dann das Ver-
warngeld direkt online bezahlen. Die Ver-
kehrsüberwachung nutzt die App bereits 
seit 2022 zur Beweissicherung bei Falsch-
parkern erfolgreich.

(BS) Konstantin Freuer, Regionaler Sicher-
heitsleiter Post & Paket Deutschland und 
Kriminalkommissar a.D., hat eine Petition 
zum Schutz von Rettungskräften vor Gewalt 
gestartet. Freuer, der 2019 den Zukunfts-
preis Polizeiarbeit mit seiner Bachelor-
Arbeit „Wachrütteln durch Rüttelstreifen 
– Mit einseitig wirkenden Rüttelstreifen 
Falschfahrten verhindern“ gewonnen hat, 
setzt sich in der Petition für härtere straf-
rechtliche Konsequenzen für Gewalttäter, 
Sensibilisierung und Aufklärung sowie 
Unterstützung für die Opfer ein. Sollte die 
Petition 10.000 Unterschriften erreichen, 
möchte Freuer das Ergebnis dem Deut-
schen Bundestag präsentieren. Unterstüt-
zen Sie sein Anliegen hier.

Gewalt stoppen

Neue App in Bremen

cherheitsempfindens wie eine ausreichen-
de Beleuchtung und regelmäßige Müllbe-
seitigung.

Mehr Polizeibeamte
„Ich werde das Gespräch mit den kommu-

nalen Spitzenverbänden und den Städten 
vor Ort suchen, damit wir die Sicherheit 
in den Innenstädten gemeinsam voran-
bringen“, versprach der Minister. Weiterhin 
stellte er zusätzliche Stellen für die Poli-
zei und die Verbesserung ihrer Ausrüstung 

in Aussicht. So solle die Zahl der Distanz 
Elektroimpulsgeräte im Einsatz verdrei-
facht werden. Auch das bestehende hes-
sische Programm KOMPASS solle gestärkt 
und ausgeweitet werden und dadurch die 
Straftatenentwicklung präventiv begleitet 
werden.

https://www.katastrophenschutzkongress.de/anmeldung/
https://www.change.org/p/stoppt-die-gewalt-gegen-unsere-rettungskr%C3%A4fte?recruiter=1307626378&recruited_by_id=97e590c0-f0d8-11ed-b454-bbf6c682fb07&utm_source=share_petition&utm_campaign=share_for_starters_page&utm_medium=copylink&fbclid=PAAabMcQ3pfyhr5IEIduzqMt6zP_GZMcyl9UUqJMHrjZEEdRrDBB4ULg4ar7A
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Der Newsletter mit Zukunft.
   SUBSCRIBE

NEWSLETTER  
& PODCASTS

(BS) In den aktuellen Ausgaben unserer  wei-
teren Newsletter und Podcasts finden Sie  
u. a. folgende Themen:

NEWSLETTER

Newsletter „Digitaler Staat und Cyber 
Security“ vom 6. März 2024:
	� �Glasfaser für die gesamte Verwaltung
	� �Grünes Licht für digitale EU-Wallet
	� Gemeinsam für digitale Wehrhaftigkeit

Newsletter „Rettung. Feuer. Katastro-
phe“ vom 7. März 2024:
	� Erfolgreiche EM-Großübung für die MTF
	� Digital, aber sicher!
	� PAL-System für Rettungshubschrauber

Newsletter „Verteidigung. Streitkräfte. 
Wehrtechnik“ vom 4. März 2024:
	� �Was die Menschen wirklich über die Zei-
tenwende denken

	� �Falsche und richtige Treffer
	� NATO und Schweden
	� Abgehört und nun?

E-Journal FUTURE4PUBLIC:
	� Ins Netz gegangen

PODCASTS

Podcast „Public Sector Insider“ vom  
5. März 2024:
	� Vorbildprojekte: Photovoltaik-Anlagen
	� Bedingt hifreich? Zähmung der politischen 

Sprache
	� Bochum auf einem guten Weg

(BS) Die am 16. Oktober eingeführten 
Grenzkontrollen zu Polen und der Tschechi-
schen Republik, die die illegale Migration 
eindämmen sollten, haben einen weiteren 
positiven Nebeneffekt: So konnten bis De-
zember 2023 nicht nur 11.815 unerlaubt 
eingereiste Personen festgestellt, sondern 
auch 4.396 Fahndungstreffer erzielt wer-
den.

Die Zahl der Fahndungstreffer stieg von 
378 im September letzten Jahres auf 1.008 
im Oktober. Im November konnten sogar 
1.676, im Dezember 1.334 Fahndungserfol-
ge gemeldet werden. Die Fahndungstreffer 
bezogen sich in der Mehrzahl auf gesuchte 
Personen und Sachen wie Urkunden und 
Kraftfahrzeuge. Die Zahl der festgestellten 
illegalen Einreisen fiel von 6.317 Personen 
im September auf nur noch 397 Personen 
im Dezember.

Schuster: Kontrollen verlängern!

Der sächsische Innenminister Armin 
Schuster betonte den Sicherheitsgewinn 
für den gesamten Freistaat durch die erziel-
ten Personen- und Sachfahndungstreffer 
und forderte daher, „dass die Bundesinnen-
ministerin gegenüber der EU-Kommission 
die Grenzkontrollen für die höchstmögli-
che Dauer notifiziert, zumindest bis die EU-
Außengrenzen wirksam geschützt werden.“ 
Mit den Grenzkontrollen erreiche man eine 
"Doppelwirkung, indem sowohl die illega-
le Migration gravierend eingedämmt, als 
auch gesuchte Personen und Sachen mit 
der Grenzfahndung erfolgreich aufgegrif-
fen werden.“ Zu den stationären Kontrollen 
der Bundespolizei führt die sächsische Lan-
despolizei im Rahmen der Gemeinsamen 
Fahndungsgruppen (GFG) zusammen mit 
der Bundespolizei die Schleierfahndung im 
Grenzraum durch.

Doppelt erfolgreiche Grenzkontrollen

Sehr zufrieden zeigt man sich in Sachsen mit den wiedereingeführten Grenzkontrollen.
Bild: BS/Bundespolizei

https://f4p.online/
https://www.behoerden-spiegel.de/nl/nl1226.pdf
https://www.behoerden-spiegel.de/nl/nl1226.pdf
https://www.behoerden-spiegel.de/nl/nl_kata_110.pdf
https://www.behoerden-spiegel.de/nl/nl_kata_110.pdf
https://www.behoerden-spiegel.de/nl/defence.pdf
https://www.behoerden-spiegel.de/nl/defence.pdf
https://f4p.online/
https://www.behoerden-spiegel.de/2024/03/05/public-sector-insider-folge-220/
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16. – 17. APR 2024

DEBATTE

Fußball Europameisterschaft – 
Gewährleistung sicherer Spiele

LEITUNG

Jürgen Mathies
Staatssekretär a. D.

IMPULS

Philipp Lahm
Turnierdirektor, 
UEFA EURO 2024

Dirk Hulverscheidt
Leitender Polizeidirektor, Ministerium des Innern 
NRW, Leiter der polizeilichen Projektgruppe zur 
Erarbeitung des polizeilichen Rahmenkonzepts  
für die UEFA EURO 2024

Timo Seibert
Leiter des Bereichs Sicherheit und Medizin der UEFA 
EURO 2024

Stefan Schedler
Projektleiter für die UEFA EURO 2024 der Stadt 
Leipzig

DEBATTE

Migration,  
Integration, 

Grenzsicherung
LEITUNG

Dr. Eva-Charlotte Proll
Behörden Spiegel

IMPULS

Dr. Michael Spindelegger
Generaldirektor des 
Internationalen Zentrums 
für die Entwicklung 
von Migrationspolitik, 
Außenminister a.  D., Österreich

Hans Leitjens
Exekutiv Direktor, Frontex

Isabell Schmitt-Falckenberg
Abteilungsleiterin  
Bundespolizei im BMI

Gregor Lange
Polizeipräsident Dortmund

Lena Düpont MdEP
EVP, Mitglied im Ausschuss für 
bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres

aus unserem

Programm

https://www.europaeischer-polizeikongress.de/programm/

